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Beschluss des Akkreditierungsrates 

Antrag: 01. Programmakkreditierung - Begutachtung im 
Einzelverfahren 

Studiengang: Begutachtung im Familienrecht, M.A. 
Hochschule: Hochschule Düsseldorf 

Standort: Düsseldorf 
Datum: 31.03.2023 

Akkreditierungsfrist: 01.03.2023 - 28.02.2031  

1. Entscheidung 

Der oben genannte Studiengang wird mit Auflagen akkreditiert. 

Der Akkreditierungsrat stellt auf Grundlage des Prüfberichts der Agentur (Ziffer 1 des 
Akkreditierungsberichts) sowie der Antragsunterlagen der Hochschule fest, dass die formalen Kriterien 
nicht erfüllt sind. 

Der Akkreditierungsrat stellt auf Grundlage des Gutachtens des Gutachtergremiums (Ziffer 2 des 
Akkreditierungsberichts) sowie der Antragsunterlagen der Hochschule fest, dass die fachlich-
inhaltlichen Kriterien nicht erfüllt sind. 

2. Auflagen 

1. Die Hochschule muss in den Zulassungsbedingungen und in der Außendarstellung des 
Studiengangs transparent darstellen, dass eine berufliche Tätigkeit in einschlägigen Bereichen 
neben dem Studium vorausgesetzt wird. (§ 5 StudakVO i.V.m. § 12 Abs.5 Nr.1 StudakVO) 

2. In den Studiengangsunterlagen und in der Außendarstellung muss der tatsächlich mit dem 
Studienabschluss verbundene Zugang zu beruflichen Tätigkeiten unmissverständlich deutlich 
werden. Eine aufgrund des Studiengangsnamens und der Qualifikationsziele naheliegende 
berufliche Tätigkeit, die an weitere nicht unmittelbar mit dem Studienabschluss erfüllte 
Bedingungen/Voraussetzungen geknüpft ist (z.B. die Beauftragung durch ein Gericht), muss in 
ihrer Konditionalität ausgewiesen werden. (§§ 11, 12 Abs. 1 StudakVO) 

3. Begründung 

Die im Akkreditierungsbericht enthaltene Bewertung des Studiengangs auf Grundlage der formalen 
und der fachlich-inhaltlichen Kriterien ist aus Sicht des Akkreditierungsrates nicht hinreichend 
nachvollziehbar, so dass der Akkreditierungsrat nach intensiver Beratung zu einer abweichenden 
Entscheidung gelangt ist. 
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Die Hochschule hat fristgerecht eine Stellungnahme gemäß § 22 Abs. 3 StudakVO eingereicht, die die 
beabsichtigte Entscheidung des Akkreditierungsrates in Frage stellt. Deshalb war eine erneute 
Beschlussfassung des Akkreditierungsrates erforderlich. 

zu Auflage 1 (§ 5 StudakVO i.V.m. § 12 Abs.5 Nr.1 StudakVO) 

Im Akkreditierungsbericht auf S. 8 beschreibt die Agentur, dass als Zugangsvoraussetzung  „ein 
Bachelorabschluss oder ein vergleichbarer Hochschulabschluss in einem Studiengang der Sozialen 
Arbeit oder der (Sozial-)Pädagogik mit mindestens 210 ECTS-Punkten“  sowie „ mindestens zweijährige 
einschlägige Berufserfahrungen (mind. 50 % Vollzeitäquivalent) nach dem Studienabschluss in 
(Sozial-)Pädagogik oder Sozialer Arbeit mit Kindern und Jugendlichen und deren Familien 
(Arbeitsfelder des SGB VIII sowie der Klinischen Sozialarbeit)“  nachzuweisen seien (siehe auch § 4 
Abs. 1 der Prüfungsordnung). 

Der Akkreditierungsrat kann der Bewertung, dass das Kriterium damit erfüllt sei, nicht vollumfänglich 
folgen. 

Die Prüfungsordnung sieht in § 8 über die genannten Zugangsvoraussetzungen hinaus vor: 

§ 8 – Praxisanteile 

(1) Die Praxisanteile des Studiums bestehen aus den Modulen MBFR4 und MBFR10. Die Teilnahme 
an den modulzugehörigen Lehrveranstaltungen ist verpflichtend. 

(2) In den Praxisanteilen gemäß Abs. 1 findet jeweils eine Prüfung statt. 

(3) Der Nachweis der geleisteten einschlägigen Praxistätigkeit in (Sozial-)Pädagogik oder Sozialer 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen und deren Familien (Arbeitsfelder des SGB VIII sowie der 
Klinischen Sozialarbeit) gemäß Abs. 1 wird durch die*den Teilnehmende*n erbracht und erfolgt mittels 
einer Bescheinigung des Arbeitgebers. Die Bescheinigung der Arbeitgeber muss die inhaltlichen 
Arbeitsaufgaben und den Stundenumfang von mindestens 150 Stunden je Modul beinhalten. 

Eine berufliche Tätigkeit in einschlägigen Bereichen wird neben dem Studium folglich vorausgesetzt. 
Dies wird auch im Selbstbericht der Hochschule auf S. 12 dargelegt:  “Der weiterbildende und 
berufsbegleitende Masterstudiengang setzt voraus, dass die Studierenden eine studiumsbegleitende 
Berufstätigkeit aus den im § 4 Absatz 1 der PO (Anlage 4) definierten Praxisfeldern ausüben. Diese 
Praxistätigkeit wird durch eine Arbeitgeberbescheinigung bestätigt und muss den im Modulhandbuch 
ausgeführten Stundenumfang von je 150 Stunden mindestens umfassen. Die Bescheinigung der 
Arbeitgeber muss die inhaltlichen Arbeitsaufgaben und den Stundenumfang beinhalten.” 

Diese Zugangsvoraussetzung wird jedoch nicht mit den im Selbstbericht beschriebenen 
Anforderungen in den Zugangsvoraussetzungen in § 4 der Prüfungsordnung geregelt, sondern ergibt 
sich erst aus § 8, welcher jedoch nicht als Zugangsvoraussetzung ausgewiesen ist. 

Eine Anrechnungsregelung für den Nachweis der geleisteten einschlägigen Praxistätigkeit in (Sozial-)
Pädagogik oder Sozialer Arbeit mit Kindern und Jugendlichen und deren Familien (Arbeitsfelder des 
SGB VIII sowie der Klinischen Sozialarbeit) aus der dem Studium vorhergehenden Berufstätigkeit liegt 
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ebenfalls nicht vor; es wird zwingend vorausgesetzt, dass die in den Modulen MBFR4 und MBFR10 zu 
erwerbenden Kompetenzen im Rahmen der das Studium begleitenden Berufstätigkeit erworben 
werden müssen. 

§ 5 Abs.3 StudakVO regelt, dass landesrechtlich weitere Voraussetzungen für den Zugang zu 
Masterstudiengängen vorgesehen werden können. Das Land NRW hat davon in § 49 Abs. 7 HG NRW 
Gebrauch gemacht:  “Die Prüfungsordnungen können bestimmen, dass neben den 
Zugangsvoraussetzungen nach den Absätzen 1 bis 6 eine studiengangbezogene besondere 
Vorbildung, künstlerische oder sonstige Eignung oder praktische Tätigkeit nachzuweisen ist.” 

Grundsätzlich kann die Hochschule also regeln, dass eine berufliche Tätigkeit neben dem Studium als 
Zugangsvoraussetzung gilt. 

Vorliegend wird dies jedoch nicht transparent als Zugangsvoraussetzung für Studierende kenntlich 
gemacht, die Erfordernis der beruflichen Tätigkeit neben dem Studium in den Feldern der (Sozial-)
Pädagogik oder Sozialer Arbeit mit Kindern und Jugendlichen und deren Familien (Arbeitsfelder des 
SGB VIII sowie der Klinischen Sozialarbeit) wird in der Prüfungsordnung erst in § 8 geregelt und findet 
sich nicht unter den Zugangsvoraussetzungen in § 4. 

§ 12 Abs.5 Nr.1 StudakVO benennt als Kriterium für die Studierbarkeit eines Studiengangs einen 
planbaren und verlässlichen Studienbetrieb, insbesondere die rechtzeitige und umfassende 
Information der Studierenden über alle den Studiengang betreffenden organisatorischen Aspekte. 

Die Notwendigkeit eines laufenden Beschäftigungsverhältnisses in den genannten einschlägigen 
Bereichen ist als organisatorischer Aspekt zu sehen, der Studierenden zwingend im Vorfeld der 
Einschreibung bekannt sein muss. Die Hochschule muss daher in den Zugangsvoraussetzungen 
entsprechende Regelungen aufnehmen und diese auch in der Außendarstellung des Studiengangs 
benennen. 

Der Akkreditierungsrat spricht eine Auflage aus. 

Zu dieser Auflage hat die Hochschule nicht Stellung genommen. Die Auflage bleibt bestehen. 

Zur Neufassung von Auflage 2 (§ 11 Abs. 1 iVm § 12 Abs. 1 StudakVO) 

Der Akkreditierungsrat hatte in seinem vorläufigen Beschluss am 08.12.2022 die folgende Auflage 
vorgesehen: 

“Die berufsrechtliche Eignung des Studiengangs ist nachzuweisen. (§ 11 Abs. 1 iVm § 12 Abs. 1 
StudakVO)” 

Die Hochschule hat in ihrer Stellungnahme vom 13.01.2023 (Anlage  stellungnahme-ar-master-
mbfr-13123,  hochgeladen in ELIAS am 17.01.2023) begründet dargelegt, dass eine Auflagenerfüllung 
nicht in der Hoheit der Hochschule steht: Es fehle an einer berufszulassungsrechtlichen Stelle sowie 
den entsprechenden rechtlichen Regelungen zur Anerkennung einer Zusatzqualifikation im Sinne des 
§ 163 Abs.1 S.2 FamFG. Weder der Vorschrift noch der Gesetzesbegründung lasse sich entnehmen, 
von wem die Zusatzqualifikation anerkannt werden solle. Die Entscheidung über die Anerkennung der 
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(Zusatz-) Qualifikation von Sachverständigen, die über eine pädagogische oder sozialpädagogische 
Berufsqualifikation verfügten, treffe in der Rechtspraxis jedes Familiengericht im Einzelfall. Ein 
allgemeiner Nachweis der berufsrechtlichen Anerkennung der Qualifikation sei für die Hochschule 
daher nicht möglich. Damit sei auch zweifelhaft, dass die hier in Rede stehende Qualifikation 
überhaupt auf einen  reglementierten  Beruf vorbereite. 

Der Akkreditierungsrat betrachtet die Ausführungen der Hochschule als schlüssig und lässt die 
ursprünglich vorgesehene Auflage 2 entfallen. 

Er sieht stattdessen die oben benannte neue Auflage zur Klarstellung des Zugangs zur 
Sachverständigentätigkeit bei Gericht vor. 

§ 11 Abs. 1 StudakVO verlangt eine klare Formulierung der Qualifikationsziele und angestrebten 
Lernergebnisse: Nach § 12 Abs. 1 Satz 1 StudakVO ist nachzuweisen, dass die angestrebten 
Qualifikationsziele auch erreicht werden.  

Zur Erfüllung der Anforderung von §11 iVm § 12 StudakVO müssen die im Studiengang erreichbaren 
Qualifikationsziele korrekt in der Außendarstellung dargestellt werden.  

Die Hochschule verweist in ihrer Stellungnahme vom 13.01.2023 darauf, dass sich aus § 2 Abs. 2 der 
Prüfungsordnung nicht das Versprechen ergebe, dass mit dem Abschluss die Berechtigung zur 
Tätigkeit als Sachverständige tatsächlich von jedem Familiengericht anerkannt werde und eine 
entsprechende Beauftragung erfolge. Ein solches Versprechen könne unter den gegebenen 
rechtlichen Bedingungen niemand geben. Vielmehr werde das Versprechen gegeben, diagnostische 
und analytische Kenntnisse zu erwerben, die für eine solche Anerkennung dienlich seien. 
Selbstverständlich werde dieser Umstand auch in der Information an Studieninteressierte erläutert 
werden. 

Der Akkreditierungsrat begrüßt das Vorhaben der Hochschule, Studieninteressierte im Rahmen der 
Studiengangsinformationen über die Rahmenbedingungen der Sachverständigentätigkeit aufzuklären, 
ausdrücklich. 

Jedoch kann er mangels einer vorliegenden Außendarstellung zum Studiengang nicht bewerten, ob 
die angekündigten Informationen an Studieninteressierte den Transparenzanforderungen vom §
§ 11,12 StudakVO genügen. 

Im Rahmen der Auflagenerfüllung muss die Hochschule daher darlegen, wie und über welche Wege 
sie sicherstellt, dass die Informationen zu den Rahmenbedingungen der Bestellung als 
Sachverständige Studieninteressierte und Studierende erreicht. Dies beinhaltet sowohl die Aufklärung 
im Rahmen der Studienberatung, in der Außendarstellung als auch in den Studiengangsunterlagen. 
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